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Norm

AIVG 8§49

B-VG Art133 Abs4

VWGVG §13 Abs2

VWGVG §13 Abs5

. AIVG Art. 3 § 49 heute

—_

2. AIVG Art. 3 § 49 gliltig ab 01.01.2016 zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 106/2015
3. AIVG Art. 3 § 49 glltig von 01.01.2001 bis 31.12.2015zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 142/2000
4. AIVG Art. 3 § 49 glltig von 01.05.1996 bis 31.12.2000zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 411/1996
5. AIVG Art. 3 § 49 glltig von 01.05.1996 bis 30.04.1996zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 201/1996
6. AIVG Art. 3 § 49 glltig von 01.07.1994 bis 30.04.1996 zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
7. AIVG Art. 3 § 49 glltig von 01.08.1989 bis 30.06.1994 zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 364/1989
1. B-VG Art. 133 heute
2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
1. VWGVG 8§ 13 heute
2. VWGVG § 13 gliltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021
3. VWGVG § 13 glltig von 01.01.2019 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
4. VwGVG § 13 glltig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
5. VwGVG § 13 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2013
6. VWGVG § 13 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013
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W218 2277393-1/4E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Benedikta TAURER als Vorsitzende und die fachkundige
Laienrichterin Mara MIKOVITS sowie den fachkundigen Laienrichter KommR Karl MOLZER als Beisitzer Uber die
Beschwerde von XXXX, gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde gemaR 8 13 Abs. 2 VWGVG
im Bescheid des AMS, Wien Esteplatz vom 14.08.2023, zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die
Richterin Mag. Benedikta TAURER als Vorsitzende und die fachkundige Laienrichterin Mara MIKOVITS sowie den
fachkundigen Laienrichter KommR Karl MOLZER als Beisitzer Uber die Beschwerde von rémisch 40, gegen den
Ausschluss der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde gemal3 Paragraph 13, Absatz 2, VwGVG im Bescheid des AMS,
Wien Esteplatz vom 14.08.2023, zu Recht erkannt:

A)
Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.
B)

Die Revision ist gemaR Artikel 133 Absatz 4 B-VG nicht zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:, Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:réomisch eins. Verfahrensgang:

1. Mit Bescheid des Arbeitsmarktservice Wien Esteplatz (belangte Behdrde) vom 14.08.2023 wurde der Verlust des
Anspruches auf Arbeitslosengeld gemal § 49 Arbeitslosenversicherungsgesetz (AIVG) fur die Zeit vom 27.06.2023 bis
10.08.2023 ausgesprochen und die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde gegen diesen Bescheid gemaR 8 13 Abs.
2 VWGVG ausgeschlossen. Nachsicht wurde nicht erteilt.1. Mit Bescheid des Arbeitsmarktservice Wien Esteplatz
(belangte Behdrde) vom 14.08.2023 wurde der Verlust des Anspruches auf Arbeitslosengeld gemal3 Paragraph 49,
Arbeitslosenversicherungsgesetz (AIVG) flir die Zeit vom 27.06.2023 bis 10.08.2023 ausgesprochen und die
aufschiebende Wirkung einer Beschwerde gegen diesen Bescheid gemaR Paragraph 13, Absatz 2, VwGVG

ausgeschlossen. Nachsicht wurde nicht erteilt.

Begrindend wurde - nach Wiedergabe der gesetzlichen Bestimmungen - ausgefuihrt, dass der Beschwerdeflhrer den
vorgeschriebenen Kontrollmeldetermin am 27.06.2023 nicht eingehalten und sich erst wieder am 11.08.2023 bei

seiner zustandigen regionalen Geschaftsstelle gemeldet habe.

Nach & 13 Abs. 1 VWGVG habe eine rechtzeitig eingebrachte und zulassige Beschwerde gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG
aufschiebende Wirkung. Nach Paragraph 13, Absatz eins, VWGVG habe eine rechtzeitig eingebrachte und zulassige
Beschwerde gemal Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG aufschiebende Wirkung.

Nach 8 13 Abs. 2 VWGVG kénne die Behorde die aufschiebende Wirkung mit Bescheid ausschlieBen, wenn nach

Abwagung der berUhrten o6ffentlichen Interessen und Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des
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angefochtenen Bescheides oder die Austbung der durch den angefochtenen Bescheid eingerdumten Berechtigung
wegen Gefahr im Verzug dringend geboten sei. Nach Paragraph 13, Absatz 2, VwWGVG koénne die Behdrde die
aufschiebende Wirkung mit Bescheid ausschlieRen, wenn nach Abwagung der berthrten &ffentlichen Interessen und
Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des angefochtenen Bescheides oder die Ausiibung der durch den
angefochtenen Bescheid eingerdumten Berechtigung wegen Gefahr im Verzug dringend geboten sei.

Die Einhaltung einer Kontrollmeldung sei ein wesentliches Instrument der Arbeitsvermittlung und diene der raschen
Integration in den Arbeitsmarkt, weshalb diese grundsatzlich einmal wdchentlich wahrzunehmen sei. Die im
offentlichen Interesse gelegene rasche Arbeitsmarktintegration gestalte sich umso schwieriger, je langer der
Arbeitslose der Vermittlungstatigkeit des Arbeitsmarktservice fernbleibe, indem er vorgeschriebene
Kontrollmeldungen ohne Vorliegen von triftigen Griinden nicht wahrnehme.

Da im Zeitraum ab dem versdaumten Kontrollmeldetermin bis zur Wiedermeldung (bzw. neuerlichen Antragstellung)
dem Arbeitsmarktservice die Beendigung der Arbeitslosigkeit durch Vermittlung einer zumutbaren Beschaftigung nicht
moglich gewesen sei, stinde eine vorldufige Auszahlung der Leistung im Hinblick auf die vom Beschwerdefihrer
verursachte Verhinderung der Vermittlungs- und Betreuungsmoglichkeit in einem die Versichertengemeinschaft grob
belastenden Missverhaltnis.

Eine aufschiebende Wirkung wiirde den aus generalpraventiver Sicht im 6ffentlichen Interesse gelegenen Normzweck,
Leistungen bei Arbeitslosigkeit nur bei gleichzeitiger Verflgbarkeit fur die Arbeitsvermittlung zu gewahren,
unterlaufen. Aus diesem Grund Uberwiege das &ffentliche Interesse gegeniiber dem mit einer Beschwerde verfolgten
Einzelinteresse. Die aufschiebende Wirkung der Beschwerde sei daher auszuschlieBen.

2. Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdeflhrer fristgerecht Beschwerde. Begrindend fihrte er im
Wesentlichen aus, dass er den Kontrolltermin versaumt habe und dies bedauere. Es sei ihm nicht bewusst gewesen,
dass er sich wochentlich melden musse. Dies sei seine erste Arbeitslosigkeit.

3. Aufgrund der beantragten Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung wurde die Beschwerde gemafR§ 13 Abs. 5
VWGVG, unter Anschluss eines Auszuges der Akten des Verfahrens, dem Bundesverwaltungsgericht am 01.09.2023 zur
Entscheidung vorgelegt.3. Aufgrund der beantragten Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung wurde die
Beschwerde gemaR Paragraph 13, Absatz 5, VWGVG, unter Anschluss eines Auszuges der Akten des Verfahrens, dem
Bundesverwaltungsgericht am 01.09.2023 zur Entscheidung vorgelegt.

Die belangte Behorde fihrte des Weiteren aus, dass sie parallel zur Weiterleitung der Beschwerde gegen den im
Bescheid ausgesprochenen Ausschluss der aufschiebenden Wirkung ein Beschwerdevorprifungsverfahren
durchfihren werde. Die Entscheidung gem.

§ 49 AIVG sei bei der belangten Behorde anhadngigDie belangte Behérde fihrte des Weiteren aus, dass sie parallel zur
Weiterleitung der Beschwerde gegen den im Bescheid ausgesprochenen Ausschluss der aufschiebenden Wirkung ein
Beschwerdevorprifungsverfahren durchfihren werde. Die Entscheidung gem. , Paragraph 49, AIVG sei bei der
belangten Behorde anhangig.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Der entscheidungsrelevante Sachverhalt steht fest. Auf Grundlage des Akteninhaltes werden folgende Feststellungen
getroffen und der gegenstandlichen Entscheidung zu Grunde gelegt:

Der Beschwerdefiihrer steht im Bezug von Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung.

Der Beschwerdeflhrer hat einen mit dem sofortigen Vollzug des Bescheides vom 14.08.2023 verbundenen
unverhaltnismaRigen Nachteil nicht substantiiert dargetan. Mit seinen Ausfiihrungen in der Beschwerde, dass er um
Wiederaufnahme des Leistungsbezuges ersuche, erstattete der Beschwerdeflhrer kein hinreichend konkretes und vor
allem auch bescheinigtes Vorbringen dahingehend, dass der sofortige Vollzug des Bescheides Uber den Verlust des
Arbeitslosengeldes ihn unverhaltnismalig hart treffen wiirde.

Das bezuglich des Verlustes des Anspruches auf Arbeitslosengeld stattfindende Beschwerdevorverfahren ist noch nicht
abgeschlossen und hat die Behdrde ausdricklich bekanntgegeben, dass die Entscheidung gem. &8 49 AIVG bei der
belangten Behérde noch anhangig ist.Das bezlglich des Verlustes des Anspruches auf Arbeitslosengeld stattfindende
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Beschwerdevorverfahren ist noch nicht abgeschlossen und hat die Behérde ausdricklich bekanntgegeben, dass die
Entscheidung gem. Paragraph 49, AIVG bei der belangten Behdrde noch anhangig ist.

2. Beweiswurdigung:

Der Verfahrensgang und die Feststellungen ergeben sich zweifelsfrei aus dem zur gegenstandlichen Rechtssache
vorliegenden Verfahrensakt der belangten Behorde und des Bundesverwaltungsgerichtes.

Die Feststellung, dass der Beschwerdefuhrer einen mit dem sofortigen Vollzug des Bescheides vom 14.08.2023
verbundenen unverhdltnismaBigen Nachteil nicht substantiiert dargetan hat, grindet auf seinem
Beschwerdevorbringen.

Der Beschwerdeflihrer bestreitet das Versaumen des Kontrollmeldetermins nicht.
3. Rechtliche Beurteilung:

Gemall 8 56 Abs. 2 AIVG entscheidet Uber Beschwerden gegen Bescheide einer regionalen Geschaftsstelle des
Arbeitsmarktservice das Bundesverwaltungsgericht durch einen Senat, dem zwei fachkundige Laienrichter angehdren.
Gemal} Paragraph 56, Absatz 2, AIVG entscheidet Uber Beschwerden gegen Bescheide einer regionalen Geschaftsstelle
des Arbeitsmarktservice das Bundesverwaltungsgericht durch einen Senat, dem zwei fachkundige Laienrichter
angehoren.

Gemal § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemald anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.Gemal Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Gber Beschwerden gemal? Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des romisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO,
Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

GemaR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR Paragraph 28, Absatz eins, VWGVG hat
das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen
oder das Verfahren einzustellen ist.

Gemalk § 31 Abs. 1 VWGVG erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein
Erkenntnis zu fallen ist.GemaR Paragraph 31, Absatz eins, VwWGVG erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen
durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist.

Zu A) Abweisung der Beschwerde gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung:

Das VWGVG sieht vor, dass eine rechtzeitig eingebrachte und zuldssige Beschwerde gemafl Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG
aufschiebende Wirkung hat (§ 13 Abs. 1 VWGVG), solange diese Wirkung nicht mit Bescheid § 13 Abs. 2 VWGVG) oder
mit Beschluss (8 22 Abs. 2 VWGVG) aberkannt bzw. ausgeschlossen worden ist. Auch ein rechtzeitig eingebrachter und
zuldssiger Vorlageantrag hat aufschiebende Wirkung (8 15 Abs. 2 VWGVG), wenn die Beschwerde von Gesetzes wegen
aufschiebende Wirkung hatte und die Behorde diese nicht ausgeschlossen hat.Das VwWGVG sieht vor, dass eine
rechtzeitig eingebrachte und zulassige Beschwerde gemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG aufschiebende
Wirkung hat (Paragraph 13, Absatz eins, VWGVG), solange diese Wirkung nicht mit Bescheid (Paragraph 13, Absatz 2,
VWGVG) oder mit Beschluss (Paragraph 22, Absatz 2, VWGVG) aberkannt bzw. ausgeschlossen worden ist. Auch ein
rechtzeitig eingebrachter und zuldssiger Vorlageantrag hat aufschiebende Wirkung (Paragraph 15, Absatz 2, VWGVG),
wenn die Beschwerde von Gesetzes wegen aufschiebende Wirkung hatte und die Behdrde diese nicht ausgeschlossen
hat.
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Die gegenstandliche Beschwerde bezieht sich gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung im angefochtenen
Bescheid. Beim Ausspruch des Ausschlusses der aufschiebenden Wirkung gemaR § 13 Abs. 2 VwWGVG in dem die
Hauptsache erledigenden Bescheid handelt es sich - wie im vorliegenden Fall - um einen von der Hauptsache
trennbaren, selbststandigen Nebenanspruch (Hengstschlager/Leeb, AVG [2007], zu § 64 Rz 36).Die gegenstandliche
Beschwerde bezieht sich gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung im angefochtenen Bescheid. Beim
Ausspruch des Ausschlusses der aufschiebenden Wirkung gemald Paragraph 13, Absatz 2, VWGVG in dem die
Hauptsache erledigenden Bescheid handelt es sich - wie im vorliegenden Fall - um einen von der Hauptsache
trennbaren, selbststandigen Nebenanspruch (Hengstschlager/Leeb, AVG [2007], zu Paragraph 64, Rz 36).

Gem. § 13 Abs. 2 VWGVG kann die Behorde die aufschiebende Wirkung einer Berufung ausschlieRen, wenn nach
Abwagung der berUhrten o6ffentlichen Interessen und Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des
angefochtenen Bescheides oder die Auslibung der durch den angefochtenen Bescheid eingerdumten Berechtigung
wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist.Gem. Paragraph 13, Absatz 2, VwWGVG kann die Behdrde die
aufschiebende Wirkung einer Berufung ausschlieen, wenn nach Abwagung der berihrten 6ffentlichen Interessen und
Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des angefochtenen Bescheides oder die Ausiibung der durch den
angefochtenen Bescheid eingerdumten Berechtigung wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist.

Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu Rechtsmitteln gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung
nach 8 64 Abs. 2 AVG hat die Rechtsmittelinstanz zu Uberprtfen, ob im Zeitpunkt der Erlassung des Bescheides der
belangten Behorde die Voraussetzungen fur den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung gegeben waren (VwGH
29.09.2005, 2005/11/0123; 28.06.2001, 99/11/0243).Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu Rechtsmitteln
gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung nach Paragraph 64, Absatz 2, AVG hat die Rechtsmittelinstanz zu
Uberprufen, ob im Zeitpunkt der Erlassung des Bescheides der belangten Behdrde die Voraussetzungen fir den
Ausschluss der aufschiebenden Wirkung gegeben waren (VwGH 29.09.2005, 2005/11/0123; 28.06.2001, 99/11/0243).

Die zustandige Behorde hat eine Interessenabwagung durchzufiihren und darzulegen, worin die Gefahr im Verzug
besteht, die einen vorzeitigen Vollzug des Bescheides dringend gebietet (Hengstschldger/Leeb, AVG, zu 8 64 Rz 31). In
der Interessenabwagung sind die Interessen des Beschwerdefiihrers gegen die berthrten 6ffentlichen Interessen und
allfélliger weiterer Parteien abzuwdagen, wobei in einem ersten Schritt festzustellen ist, welche Interessen
Uberwiegen.Die zustandige Behdrde hat eine Interessenabwagung durchzufthren und darzulegen, worin die Gefahr im
Verzug besteht, die einen vorzeitigen Vollzug des Bescheides dringend gebietet (Hengstschlager/Leeb, AVG, zu
Paragraph 64, Rz 31). In der Interessenabwagung sind die Interessen des Beschwerdefuhrers gegen die beruhrten
offentlichen Interessen und allfalliger weiterer Parteien abzuwagen, wobei in einem ersten Schritt festzustellen ist,
welche Interessen Uberwiegen.

Im gegenstandlichen Fall begrindete die belangte Behdrde den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung damit, dass
die Einhaltung einer Kontrollmeldung ein wesentliches Instrument der Arbeitsvermittlung sei. Die im o&ffentlichen
Interesse gelegene rasche Arbeitsmarktintegration gestalte sich umso schwieriger, je langer der Arbeitslose der
Vermittlungstatigkeit der belangten Behdrde fernbleibe. Da im Zeitraum ab dem versdumten Kontrollmeldetermin bis
zu Wiedermeldung der belangten Behorde die Beendigung der Arbeitslosigkeit durch Vermittlung einer zumutbaren
Beschaftigung nicht moglich gewesen sei, stiinde eine vorlaufige Auszahlung der Leistung im Hinblick auf die vom
Beschwerdefiihrer verursachte Verhinderung der Vermittlungs- und Betreuungsmoglichkeit in einem die
Versichertengemeinschaft grob belastenden Missverhdltnis. Eine aufschiebende Wirkung wurde den aus
generalpraventiver Sicht im o&ffentlichen Interesse gelegenen Normzweck, Leistungen bei Arbeitslosigkeit nur bei
gleichzeitiger Verflugbarkeit fur die Arbeitsvermittlung zu gewahren, unterlaufen. Aus diesem Grund Uberwiege das
offentliche Interesse gegeniber dem mit einer Beschwerde verfolgten Einzelinteresse.

Der Beschwerdeflhrer ist in seiner Beschwerde gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung diesem Vorhalt
nicht substantiiert entgegengetreten. Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes vom 14.02.2014, Ro
2014/02/0053, trifft den Beschwerdefiihrer hinsichtlich des unverhaltnismaRigen Nachteils allerdings eine
Konkretisierungspflicht. Dieser Verpflichtung ist der Beschwerdefiihrer in seinen Beschwerdeausfiihrungen nach
Ansicht des Bundesverwaltungsgerichtes jedoch nicht nachgekommen.

Dem gesamten Arbeitslosenversicherungsrecht liegt der Zweck zugrunde, den arbeitslos gewordenen Versicherten,
der trotz Arbeitsfahigkeit und Arbeitswilligkeit nach Beendigung seines Beschaftigungsverhaltnisses keinerlei
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Beschaftigung gefunden hat, moglichst wieder durch Vermittlung in eine ihm zumutbare Beschaftigung einzugliedern
und ihn so in die Lage zu versetzen, seinen Lebensunterhalt ohne Zuhilfenahme o&ffentlicher Mittel zu bestreiten.
Kontrolltermine dienen somit der Betreuung von Arbeitslosen, der Feststellung von Vermittlungshindernissen,
Schulungs- und sonstigem Unterstitzungsbedarf, aber auch der Kontrolle des weiteren Vorliegens der
Voraussetzungen fur den Leistungsbezug (vgl. VwGH 20.11.2002, 2002/08/0136; 19.09.2007, 2006/08/0221 mwH). Um
Missbrauche hinsichtlich des Leistungsbezuges in der Arbeitslosenversicherung hintanzuhalten, wurde als Sanktion fur
die Versdumung eines Kontrolltermins der Anspruchsverlust auf Arbeitslosengeld bzw. Notstandshilfe festgelegt.Dem
gesamten Arbeitslosenversicherungsrecht liegt der Zweck zugrunde, den arbeitslos gewordenen Versicherten, der
trotz Arbeitsfahigkeit und Arbeitswilligkeit nach Beendigung seines Beschaftigungsverhdltnisses keinerlei
Beschaftigung gefunden hat, moglichst wieder durch Vermittlung in eine ihm zumutbare Beschaftigung einzugliedern
und ihn so in die Lage zu versetzen, seinen Lebensunterhalt ohne Zuhilfenahme &ffentlicher Mittel zu bestreiten.
Kontrolltermine dienen somit der Betreuung von Arbeitslosen, der Feststellung von Vermittlungshindernissen,
Schulungs- und sonstigem Unterstitzungsbedarf, aber auch der Kontrolle des weiteren Vorliegens der
Voraussetzungen flir den Leistungsbezug vergleiche VwGH 20.11.2002, 2002/08/0136; 19.09.2007,2006/08/0221
mwH). Um Missbrauche hinsichtlich des Leistungsbezuges in der Arbeitslosenversicherung hintanzuhalten, wurde als
Sanktion fir die Versdumung eines Kontrolltermins der Anspruchsverlust auf Arbeitslosengeld bzw. Notstandshilfe
festgelegt.

Die Beurteilung, ob die geltend gemachten Nachteile die Schwelle der Unverhaltnismafigkeit erreichen, hangt somit
entscheidend von den im Aufschiebungsantrag vorgebrachten konkreten Angaben ab. Der Aufschiebungsantrag
enthalt diesbeziiglich keinerlei Angaben. In der Beschwerde wird nicht einmal ansatzweise dargelegt, worin seine - bei
Nichtzuerkennung der aufschiebenden Wirkung - konkreten Nachteile in qualitativer wie quantitativer Hinsicht in
einem solchen AusmaR drohen, dass sie die Schwelle der UnverhaltnismaRigkeit iSd § 30 Abs. 2 VWGG Ubersteigen
(VWGH 03.06.2011, AW 2011/10/0016).Die Beurteilung, ob die geltend gemachten Nachteile die Schwelle der
Unverhaltnismaligkeit erreichen, hangt somit entscheidend von den im Aufschiebungsantrag vorgebrachten
konkreten Angaben ab. Der Aufschiebungsantrag enthalt diesbeziglich keinerlei Angaben. In der Beschwerde wird
nicht einmal ansatzweise dargelegt, worin seine - bei Nichtzuerkennung der aufschiebenden Wirkung - konkreten
Nachteile in qualitativer wie quantitativer Hinsicht in einem solchen AusmaR drohen, dass sie die Schwelle der
Unverhaltnismaligkeit iSd Paragraph 30, Absatz 2, VwGG Ubersteigen (VwGH 03.06.2011, AW 2011/10/0016).

Gemal? standiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes hat ein Antragsteller in seinem Antrag zu konkretisieren,
worin fur ihn der unverhaltnismaRige Nachteil gelegen ware. Nur durch die glaubhafte Dartuung konkreter - tunlichst
ziffernmaBiger - Angaben Uber die finanziellen Verhaltnisse des Antragstellers wird das erkennende
Verwaltungsgericht Uberhaupt erst in die Lage versetzt, zu beurteilen, ob der Vollzug des angefochtenen Bescheides fiir
den Antragsteller einen unverhaltnismaR3igen Nachteil mit sich brachte (vgl. zB. VwGH 11.03.1996, AW 96/17/0071;
VWGH 27.06.1996, AW 96/17/0028, VwWGH 10.08.2011, AW/2011/17/0028). Der Beschwerdeflhrer fihrt nicht ndher aus,
welche konkreten wirtschaftlichen, finanziellen oder rechtlichen Nachteile fir ihn mit der Durchsetzbarkeit des
Bescheides verbunden waren, damit die erforderliche Abwagung gegentber den - unstrittig bestehenden - Interessen
der Offentlichkeit an dem Sanktionszweck der Arbeitslosenversicherung, vorgenommen hitte werden kénnen.GemaR
standiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes hat ein Antragsteller in seinem Antrag zu konkretisieren, worin fur
ihn der unverhaltnismallige Nachteil gelegen ware. Nur durch die glaubhafte Dartuung konkreter - tunlichst
ziffernmaRiger - Angaben Uber die finanziellen Verhaltnisse des Antragstellers wird das erkennende
Verwaltungsgericht Uberhaupt erst in die Lage versetzt, zu beurteilen, ob der Vollzug des angefochtenen Bescheides fiir
den Antragsteller einen unverhdltnismaRigen Nachteil mit sich brachte vergleiche zB. VwGH 11.03.1996, AW
96/17/0071; VWGH 27.06.1996, AW 96/17/0028, VwWGH 10.08.2011, AW/2011/17/0028). Der Beschwerdeflhrer fihrt
nicht naher aus, welche konkreten wirtschaftlichen, finanziellen oder rechtlichen Nachteile fur ihn mit der
Durchsetzbarkeit des Bescheides verbunden waren, damit die erforderliche Abwagung gegentiber den - unstrittig
bestehenden - Interessen der Offentlichkeit an dem Sanktionszweck der Arbeitslosenversicherung, vorgenommen

hatte werden konnen.

§8 13 Abs. 5 VWGVG bestimmt, dass Beschwerden gegen Bescheide Uber den Ausschluss oder die Zuerkennung der
aufschiebenden Wirkung ihrerseits keine aufschiebende Wirkung haben. Es ist ohnehin eine unverzigliche
Aktenvorlage an das Verwaltungsgericht und eine unverzigliche Entscheidungspflicht des Verwaltungsgerichtes ohne
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weiteres Verfahren vorgesehen. Dass das Verwaltungsgericht ohne weiteres Verfahren zu entscheiden hat, bedeutet,
dass das Verwaltungsgericht (gleichsam einem Eilverfahren) ohne Setzung der sonstigen ublichen Verfahrensschritte
Uber den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung erkennen kann (vgl. Eder/Martschin/Schmid, K17 zu § 13).
"Unverziglich" und "ohne weiteres Verfahren" bedeutet wohl, ohne jede Maoglichkeit, erganzende
Sachverhaltsfeststellungen zu treffen (vgl. Fister/Fuchs/Sachs, Anm. 8 zu 8§ 13).Paragraph 13, Absatz 5, VwGVG
bestimmt, dass Beschwerden gegen Bescheide Uber den Ausschluss oder die Zuerkennung der aufschiebenden
Wirkung ihrerseits keine aufschiebende Wirkung haben. Es ist ohnehin eine unverzlgliche Aktenvorlage an das
Verwaltungsgericht und eine unverzigliche Entscheidungspflicht des Verwaltungsgerichtes ohne weiteres Verfahren
vorgesehen. Dass das Verwaltungsgericht ohne weiteres Verfahren zu entscheiden hat, bedeutet, dass das
Verwaltungsgericht (gleichsam einem Eilverfahren) ohne Setzung der sonstigen Ublichen Verfahrensschritte Uber den
Ausschluss der aufschiebenden Wirkung erkennen kann vergleiche Eder/Martschin/Schmid, K17 zu Paragraph 13,).
"Unverzlglich" und "ohne weiteres Verfahren" bedeutet wohl, ohne jede Maoglichkeit, ergdanzende
Sachverhaltsfeststellungen zu treffen vergleiche Fister/Fuchs/Sachs, Anmerkung 8 zu Paragraph 13,).

GemaRk § 14 VwWGVG steht der Behdrde die Mdéglichkeit offen, eine Beschwerdevorentscheidung zu treffen. Will sie
davon absehen, hat sie dem Verwaltungsgericht die Beschwerde vorzulegen und dem Verwaltungsgericht gem. § 13
Abs. 5 VwGVG kundzutun, dass sie von der Inanspruchnahme der Moglichkeit der Erlassung einer
Beschwerdevorentscheidung absieht. Im gegenstandlichen Verfahren st die Frist zur Erlassung einer
Beschwerdevorentscheidung noch offen und erfolgte eine Aktenvorlage alleine aus dem Grund, damit Uber die
Beschwerde Uber den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung unverziglich abgesprochen werden kann. Der
belangten Behorde steht daher nach wie vor die Moglichkeit offen, eine Beschwerdevorentscheidung zu erlassen und
in dieser - gemal der standigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes - die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens,
die bei der Beweiswirdigung maRgebenden Erwagungen und die darauf gestltzte Beurteilung der Rechtsfrage klar
und Ubersichtlich zusammenzufassen (vgl. VwGH vom 17.02.2015, 2013/08/0284 ua). Im vorliegenden Fall hat die
belangte Behdrde ausdricklich darauf hingewiesen, auf das Beschwerdevorentscheidungsverfahren nicht zu
verzichten.Gemal3 Paragraph 14, VWGVG steht der Behorde die Moglichkeit offen, eine Beschwerdevorentscheidung zu
treffen. Will sie davon absehen, hat sie dem Verwaltungsgericht die Beschwerde vorzulegen und dem
Verwaltungsgericht gem. Paragraph 13, Absatz 5 VwGVG kundzutun, dass sie von der Inanspruchnahme der
Moglichkeit der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung absieht. Im gegenstandlichen Verfahren ist die Frist zur
Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung noch offen und erfolgte eine Aktenvorlage alleine aus dem Grund, damit
Uber die Beschwerde Uber den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung unverziglich abgesprochen werden kann. Der
belangten Behorde steht daher nach wie vor die Moglichkeit offen, eine Beschwerdevorentscheidung zu erlassen und
in dieser - gemal der standigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes - die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens,
die bei der Beweiswirdigung maRgebenden Erwagungen und die darauf gestltzte Beurteilung der Rechtsfrage klar
und Ubersichtlich zusammenzufassen vergleiche VwGH vom 17.02.2015, 2013/08/0284 ua). Im vorliegenden Fall hat
die belangte Behodrde ausdricklich darauf hingewiesen, auf das Beschwerdevorentscheidungsverfahren nicht zu
verzichten.

Da das Bundesverwaltungsgericht somit keine Anhaltspunkte fir einen unverhdltnismaRigen Nachteil fir den
Beschwerdefiihrer erkennen kann, war die Beschwerde gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung
abzuweisen.

Angemerkt wird, dass mit dem gegenstandlichen Erkenntnis eine Entscheidung in der Hauptsache nicht vorweg
genommen wird.

3.3. Absehen von einer Beschwerdeverhandlung

GemaR § 24 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies flr erforderlich halt, von Amts
wegen eine 6ffentliche mindliche Verhandlung durchzufihren. Die Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung
wurde nicht beantragt. GemaR Paragraph 24, Absatz eins, VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es
dies fur erforderlich halt, von Amts wegen eine ¢ffentliche mindliche Verhandlung durchzufihren. Die Durchfihrung
einer mundlichen Verhandlung wurde nicht beantragt.

Das Unterlassen einer mundlichen Verhandlung wird darauf gestiitzt, dass der Sachverhalt aus der Aktenlage
hinreichend geklart erschien. Das AMS hat ein ordnungsgemales Ermittlungsverfahren durchgefihrt und den
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Sachverhaltsfeststellungen wurde in der Beschwerde nicht substantiiert entgegengetreten. Der Sachverhalt war weder
in wesentlichen Punkten erganzungsbedurftig noch erschien er in entscheidenden Punkten als nicht richtig. Rechtlich
relevante und zuldssige Neuerungen wurden in der Beschwerde nicht vorgetragen. Zudem liegt keine Rechtsfrage von
besonderer Komplexitat vor (vgl. zum Erfordernis einer schlissigen Beweiswirdigung im erstinstanzlichen Bescheid
und zur Verhandlungspflicht bei Neuerungen VwGH 11.11.1998, 98/01/0308, und 21.01.1999,98/20/0339; zur
Bekampfung der Beweiswurdigung in der Berufung VwWGH 25.03.1999, 98/20/0577, und 22.04.1999, 98/20/0389; zum
Abgehen von der erstinstanzlichen Beweiswirdigung VwGH 18.02.1999, 98/20/0423; zu Erganzungen des
Ermittlungsverfahrens VwWGH 25.03.1999, 98/20/0475; siehe auch VfSlg. 17.597/2005; VfSlg. 17.855/2006; zuletzt etwa
VfGH 18.6.2012, B 155/12). Das Bundesverwaltungsgericht hat vorliegend daher ausschlieRlich Uber eine Rechtsfrage
zu erkennen (vgl. EGMR 20.6.2013, Appl. Nr. 24510/06, Abdulgadirov/AZE, Rz. 34 ff). Dem Entfall der Verhandlung
stehen weder Art 6. Abs. 1 EMRK noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europdischen Union entgegen.Das
Unterlassen einer mindlichen Verhandlung wird darauf gestitzt, dass der Sachverhalt aus der Aktenlage hinreichend
geklart erschien. Das AMS hat ein ordnungsgemdBes Ermittlungsverfahren durchgefiihrt und den
Sachverhaltsfeststellungen wurde in der Beschwerde nicht substantiiert entgegengetreten. Der Sachverhalt war weder
in wesentlichen Punkten ergdnzungsbediirftig noch erschien er in entscheidenden Punkten als nicht richtig. Rechtlich
relevante und zuldssige Neuerungen wurden in der Beschwerde nicht vorgetragen. Zudem liegt keine Rechtsfrage von
besonderer Komplexitdt vor vergleiche zum Erfordernis einer schlissigen Beweiswirdigung im erstinstanzlichen
Bescheid und zur Verhandlungspflicht bei Neuerungen VwGH 11.11.1998, 98/01/0308, und 21.01.1999, 98/20/0339; zur
Bekampfung der Beweiswurdigung in der Berufung VwWGH 25.03.1999, 98/20/0577, und 22.04.1999, 98/20/0389; zum
Abgehen von der erstinstanzlichen Beweiswlrdigung VwGH 18.02.1999, 98/20/0423; zu Ergdnzungen des
Ermittlungsverfahrens VWGH 25.03.1999, 98/20/0475; siehe auch VfSlg. 17.597 aus 2005,; VfSlg. 17.855 aus 2006,;
zuletzt etwa VfGH 18.6.2012, B 155/12). Das Bundesverwaltungsgericht hat vorliegend daher ausschlieBlich tber eine
Rechtsfrage zu erkennen vergleiche EGMR 20.6.2013, Appl. Nr. 24510/06, Abdulgadirov/AZE, Rz. 34 ff). Dem Entfall der
Verhandlung stehen weder Artikel 6, Absatz eins, EMRK noch Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europaischen
Union entgegen.

In der Beschwerde und im Vorlageantrag findet sich kein Tatsachenvorbringen, welches zu einem anderen
Verfahrensausgang fuhren kénnte. Es hat sich daher aus Sicht des Bundesverwaltungsgerichts keine Notwendigkeit
ergeben, den als geklart erscheinenden Sachverhalt in einer mindlichen Verhandlung naher zu erértern.

Bei Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung handelt es sich zwar um "civil rights" iSd Art. 6 EMRK (vgl. VwWGH
24.11.2016, Ra 2016/08/0142, mwN). Da jedoch im gegenstandlichen Fall keine Fragen der Beweiswlrdigung auftreten
konnten, stehen dem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 EMRK noch Art. 47 GRC entgegen (vgl. VWGH
07.08.2017, Ra 2016/08/0140).Bei Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung handelt es sich zwar um "civil rights"
iSd Artikel 6, EMRK vergleiche VWGH 24.11.2016, Ra 2016/08/0142, mwN). Da jedoch im gegenstandlichen Fall keine
Fragen der Beweiswlrdigung auftreten konnten, stehen dem Entfall der Verhandlung weder Artikel 6, Absatz eins,
EMRK noch Artikel 47, GRC entgegen vergleiche VwWGH 07.08.2017, Ra 2016/08/0140).

Im gegenstandlichen Fall ist dem angefochtenen Bescheid ein umfassendes Ermittlungsverfahren durch das AMS
vorangegangen. Es wurde den Grundsatzen der Amtswegigkeit, der freien Beweiswilrdigung, der Erforschung der
materiellen Wahrheit und des Parteiengehdrs entsprochen. In der Beschwerde wurde kein dem Ergebnis des
Ermittlungsverfahrens der belangten Behorde entgegenstehender oder dartber hinausgehender Sachverhalt in
konkreter und substantiierter Weise behauptet.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
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keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu lI6senden Rechtsfrage vor. Das
Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine standige Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare Rechtslage sttitzen. Die maf3gebliche Rechtsprechung wurde bei
den Erwdgungen zu Spruchteil A) wiedergegeben. Insoweit die in der rechtlichen Beurteilung angefuhrte Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes zu friheren Rechtslagen ergangen ist, ist diese nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts
auf die inhaltlich meist vollig gleichlautenden Bestimmungen der nunmehr geltenden Rechtslage unverdndert
Ubertragbar.Die Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der
Loésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche
Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer
Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich
zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage
vor. Das Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine standige Rechtsprechung
des Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare Rechtslage stitzen. Die maRBgebliche Rechtsprechung
wurde bei den Erwagungen zu Spruchteil A) wiedergegeben. Insoweit die in der rechtlichen Beurteilung angefuhrte
Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu friheren Rechtslagen ergangen ist, ist diese nach Ansicht des
Bundesverwaltungsgerichts auf die inhaltlich meist vollig gleichlautenden Bestimmungen der nunmehr geltenden
Rechtslage unverandert Ubertragbar.
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